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Thüringen 
Mehr als 25 Mio. € für Opel  

Thüringen will Opel mehr als 
25 Mio. € zahlen, wenn das neue 
Kleinauto in Eisenach statt in Sara-
gossa gebaut wird. Von den geplan-
ten 80 Mio. € wolle das Land bis zu 
einem Drittel beisteuern, so ein 
Sprecher des Wirtschaftsministeri-
ums. Eine solche Absichtserklärung 
mit Opel habe Wirtschaftsminister 
Matthias Machnig (SPD) jetzt unter-
zeichnet.  apn 
 

Hessen 
Biblis A länger am Netz  

Der Stromkonzern RWE Power ver-
sucht, den südhessischen Atomreak-
tor Biblis A länger am Netz zu halten. 
Nach Angaben von RWE-Sprecher 
Lothar Lambertz verhandelt das Un-
ternehmen derzeit mit seinem Kon-
kurrenten E.on, um die Reststrom-
mengen des 2003 stillgelegten Atom-
kraftwerks Stade aufzukaufen. Biblis 
A hätte bereits 2009 abgeschaltet 
werden müssen.   sur 
 

Rheinland-Pfalz 
Flughafen Hahn könnte 
Frankfurt entlasten  

Der Hunsrück-Flughafen Hahn 
könnte laut einem neuen Gutachten 
für Frachtflüge in der Nacht zur Ver-
fügung stehen, sollte es am rund 
100 km entfernten Rhein-Main-Flug-
hafen zu einem strikten Nachtflug-
verbot kommen. Hahn könne zum 
Ausweichquartier für Lufthansa Car-
go werden, so Landeswirtschafts-
minister Hendrik Hering (SPD).  sur 
VDI nachrichten, Düsseldorf, 7. 5. 10 

hsteiger@vdi-nachrichten.com 
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Medizintechnik in Europa 
innovationsfreundlicher als in USA 

VDI nachrichten, Berlin, 7. 5. 10, ber 

Bundesgesundheitsminister Philipp 
Rösler (FDP) will nicht nur mit der Kopf-
pauschale das System umgestalten, son-
dern künftig die „Garanten für Arbeits-
plätze“ unterstützen. Auf dem ersten Zu-
kunftskongress zur Gesundheitswirt-
schaft Ende April in Berlin versprach der 
Minister, „die Wachstumspotenziale 
weiter zu stärken“. Zum Abschluss der 
Veranstaltung kam auch Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU).  

Die Kanzlerin nutzte die Gelegenheit 
vor rund 400 Teilnehmern, weniger über 
die Gesundheit als vielmehr allgemein 
über die von der Koalition geleistete Ar-
beit zu sprechen. So war die Gesund-
heitswirtschaft nicht der Schwerpunkt 
ihrer Rede, aber sie versicherte der Bran-
che, sie sei „ein Leuchtturm in der Krise“. 

Natürlich sieht Merkel ebenso wie der 
Gesundheitsminister das große wirt-
schaftliche Potenzial der Branche. Bis 
zum Jahr 2030, so Rösler, würden mehr 
als 20 % aller Beschäftigten im Bereich 
Gesundheit arbeiten. Und diese Arbeits-
plätze seien zudem an den Standort 
Deutschland gebunden.  

Doch dem Wunsch des Ministers, An-
gela Merkel möge sich als „Gesundheits-
kanzlerin“ profilieren, entsprach die Re-
gierungschefin nicht. Nicht nur, weil sie 
nur wenige Tage nach dem Gesundheits-
kongress die Automobilwirtschaft auf 
dem Gipfeltreffen „Elektromobilität“ be-
grüßen musste. Merkel sieht vielmehr 
die Notwendigkeit, alle Bereiche zu stär-
ken, in denen Wachstum möglich sei.  

Zudem mochte sie sich auch einen 
kleinen ironischen Seitenhieb auf den 
Koalitionspartner nicht verkneifen. Sie 
habe gehört, bei der Gesundheitskarte 
wolle sich der Minister nun „auf das We-
sentliche“ beschränken, und nun sorge 
sie sich, dass Deutschland in diesem Be-
reich etwas „langsam“ sei.  

Doch vor allem will die Kanzlerin von 
dem prognostizierten Wachstum des 
Gesundheitsmarktes etwas abhaben: 
„Es wäre doch gelacht, wenn Deutsch-
land an diesem großen Wachstums-
kuchen keinen Anteil hätte.“  

Ein wichtiger Punkt sei die Vernetzung 
von Hochschulen, Forschungsstand-
orten und Unternehmen, glaubt Merkel. 
Hier seien die USA wesentlich weiter, 

G: Die deutsche Gesundheitswirtschaft gehört 

zu den krisenresistenten Branchen. Mit 4,6 Mio. Beschäftigten und 

260 Mrd. € Umsatz ist sie hierzulande bereits jetzt der größte Arbeit-

geber. Im Bereich Medizintechnik sind einige deutsche Unternehmen 

Weltmarktführer. 

mahnte die Kanzlerin. Doch in der Dis-
kussionsrunde am Vormittag des Kon-
gresses, zu der die Vertreter erfolgreicher 
Unternehmen geladen waren, klang das 
etwas anders. Die Firmenmanager, de-
nen der Kongresstitel „We have the 
champions“ gewidmet war, haben of-
fensichtlich ganz andere Probleme als 
die US-Konkurrenz..  

Sowohl der Vertreter von Zeiss Medi-
tec, Ulrich Krauss, als auch Manfred Elff 
von der Berliner Biotronik sehen eine 
Verschiebung der Relevanz von den USA 
hin nach Europa. Mittlerweile sei es 
nicht mehr so entscheidend wie noch 
vor ein paar Jahren, in den USA aufzutre-
ten.  

Krauss hält die Europäer gar für „inno-
vationsfreundlicher“ als die Staaten. 
Christian Erbe, Chef der Tübinger Erbe 
Elektromedizin, aber warnte vor der 
Konkurrenz aus China, die „zunehmend 
die besten Hallenplätze belege“, wie er 
auf Messen feststellt.  

Die Kritik der geladenen Firmenver-
treter richtete sich weit mehr gegen die 
deutsche Zulassungsbürokratie. „Wir 

haben eine exzellente Wirtschaftsför-
derung und eine gute Forschungsför-
derung, aber es fehlt an der Umsetzung 
am Markt“, kritisierte Michael Scherf, 
Vorstandsmitglied der Getemed aus 
dem brandenburgischen Teltow.  

Als „Pilotitis“ bezeichnete Scherf, un-
ter dem Beifall seiner Kollegen, das deut-
sche Verfahren, in einer Pilotstudie nach 
der anderen die „Sinnhaftigkeit“ ihrer 
Produkte nachweisen zu müssen. „Un-
ser größtes Problem ist es, in die Regel-
versorgung aufgenommen zu werden.“ 

Philips-Vorstandsmitglied Jochen 
Franke hat indes für den Bereich der Me-
dizintechnik einen Investitionsstau von 
20 Mrd. € ausgemacht. Während die 
Hersteller einen Innovationszyklus von 
drei Jahren hätten, arbeiteten die meis-
ten medizinischen Einrichtungen noch 
mit „altem Equipment“. Im Zweifel „mit 
schlechteren Ergebnissen für die Patien-
ten“.  

Krauss vom Zeiss-Meditec-Vorstand 
ärgert sich auch deshalb über die Zulas-
sungsprobleme, weil die Medizintechnik 
schließlich auch einen Beitrag zur Kos-
tendämpfung leisten könne. Nach einer 
eigenen Studie wurden 30 Produkte als 
kostensparend ausgewiesen, aber besser 
verkaufen lassen sie sich dadurch nicht. 
Unter anderem sei das Problem, dass die 
Patienten, die den Nutzen der neuen 
Entwicklung hätten, nicht zuständig für 
die Anschaffung seien.  

Der Heimatmarkt aber ist ein wichti-
ges Kriterium für Erfolge im Ausland, 
wissen die Firmenchefs. Es komme nicht 
nur auf das anerkannten Label „made in 
Germany“ an, viel wichtiger sei „erfolg-
reich in Germany“ für eine gute Export-
quote. 

Ein weiteres Problem, bei dem die Po-
litik den Medizintechnikvorständen al-
lerdings wenig wird helfen können: Ihre 
Produkte sind bekannt, ihre Marktfüh-
rerschaft unumstritten, aber als Arbeit-
geber sind sie nicht zwingend die erste 
Wahl für die dringend benötigten Fach-
kräfte. Seien es Ingenieure oder auch 
Facharbeiter. Selbst bei Zeiss helfe „die 
Marke“ nur bedingt. Forschungschef 
Andreas Jordan von der Berliner Mag-
Force Nanotechnolgies hält denn auch 
das Arbeitgeber-Image der Hightech-
unternehmen „für verbesserungswür-
dig“.  

Für die politische Antwort in der Dis-
kussionsrunde war der Staatssekretär im 
Bundesgesundheitsministerium, Stefan 
Kapferer (FDP), zuständig. Er bot an, ei-
nen „Gesprächskreis“ einzurichten, um 
die Probleme intensiver miteinander zu 
diskutieren. BIRGIT BÖHRET

Gesundheitswirtschaft 
in Deutschland 

-  2008 gab es 4,6 Mio. Beschäf-
tigte.  Zwischen 2000 und 2008 
stieg die Beschäftigtenzahl 
um 500 000. 

-  Bei einem Gesamtumsatz von 
260 Mrd. € erzielte die Medi-
zintechnik 18,8 Mrd. €, die 
pharmazeutische Industrie 
31,8 Mrd. € und die Biotech-
nologie 1,07 Mrd. € (2008). 

·  Die Medizintechnik hat eine 
Exportquote von 65 %. 

·  Insgesamt gibt es 229 644 Fir-
men. 

·  Deutschland ist hinter Japan 
und den USA der drittgrößte 
Markt. 

·  Weltweit, so die Prognose, 
werde der Gesundheitsmarkt 
bis 2015 auf 7 Billionen $ an-
wachsen. bb

„Die Hilfe für Griechenland ist richtig“ 

VDI N: Herr Prof. Heise, 
welche Gründe gibt es für den gegenwär-
tig schwächelnden Euro ? 

Man muss berücksichtigen, dass der 
Euro Ende 2009 und zu Beginn des lau-
fenden Jahres mit Kursen jenseits von 
1,50 $ überbewertet war. Seither ist die 
Wirtschaft der Vereinigten Staaten wie-
der auf Expansionskurs eingeschwenkt 
und sie kommt wesentlich dynamischer 
aus der Talsohle, als dies hier bei uns in 
Europa geschieht. Das stärkt den Dollar 
gegenüber dem Euro.  

 
Wie bewerten Sie die Entwicklung des 
Euro mittelfristig? 

Kurzfristig dürfte der Dollar zum Euro 
noch relativ stark sein – auch wegen der 
Griechenland-Thematik. Ich rechne 
aber damit, dass sich das Bild im Jahres-
verlauf 2011 wieder ändern wird, wenn 
sich der Aufschwung in den USA ver-
langsamt und die ungelösten strukturel-
len Probleme Amerikas wieder in den 
Vordergrund treten. Europa dürfte dann 
aus seiner eher stockenden konjunktu-
rellen Entwicklung herauskommen, was 
den Euro stärken wird. Ich sehe die Euro-
päische Gemeinschaftswährung dann 
durchaus wieder in Richtung 1,40 $, viel-

E: Die Gemeinschaftswährung steht wegen des maroden grie-

chischen Haushalts auf brüchigem Fundament. Michael Heise, Chef-

Volkswirt der Allianz Group, hält ihren Bestand aber nicht für gefähr-

det. Das 110 Mrd. € umfassende Hilfspaket von IWF und EU werde rui-

nösen Spekulationen Einhalt gebieten. Der deutsche Steuerzahler 

müsse dafür voraussichtlich nicht zur Kasse gebeten werden.  

leicht sogar 1,50 $ marschieren – auch 
weil die Amerikaner nach wie vor gegen 
ihr hohes Außenhandelsdefizit zu kämp-
fen haben. Und dazu können sie alles ge-
brauchen – nur keinen starken Dollar.  

 
Der Euro wurde in der Vergangenheit oft 
als Erfolgsstory beschrieben. Sie sehen – 
trotz Griechenland – jetzt keinen Bruch 
in der Bewertung? Viele fürchten auch 
um die Währungsstabilität, weil sie dem 
Frieden an der Preisfront nicht trauen. 

Mit hohen Staatsschulden haben der-
zeit viele Länder zu kämpfen. Für den 
Euro spricht, dass es derzeit keine infla-
tionären Tendenzen in Europa gibt. Wir 
verspüren einen ziemlichen Druck auf 
die Preise durch hohen Wettbewerb, un-
ausgelastete Kapazitäten aber auch 
durch moderate Lohn- und Gehalts-
erhöhungen. Langfristig hängt die Preis-
stabilität aber vom Verhalten der Zen-
tralbank ab. Und da bin ich ziemlich si-
cher, dass die EZB der Inflation keine 
Chance geben wird. Sie weiß, dass Infla-
tion keine Lösung ist – auch nicht, um 
der hohen Staatsschulden Herr zu wer-
den. Um Schulden abtragen zu können, 
bedarf es vor allem Wachstum. 

 

Neben Griechenland haben auch andere 
Euro-Länder jahrelang fröhlich über ihre 
Verhältnisse gelebt. Ist es eine Schwäche 
im Maastricht-Regelwerk ist, dass die 
Strafen für Vertragsverletzungen von den 
Eurostaaten selbst beschlossen werden? 

Genau das ist ein Webfehler im Maas-
tricht-Vertrag, der überdacht werden 
muss. Aber es gibt noch weitere 
Schwachpunkte im Vertragswerk. Ich 
denke u.a. an das Verfahren für Sanktio-
nen, das politisch zu aufwendig ist und 
sehr viel Zeit kostet.  

Wie müssten Korrekturen aussehen ? 
Wir benötigen eine Instanz, die ein-

flussreicher und politisch unabhängiger 
ist als der Ecofin-Rat, in dem die Finanz-
minister der Euro-Staaten sitzen und der 
über diese Fragen entscheidet. Ich könn-
te mir einen Finanzkommissar vorstel-
len, der in der EU-Politik hoch angesie-
delt ist und an den EU-Rat direkt berich-
tet. Er muss mit allen Informationsrech-
ten ausgestattet werden und die Pläne 
der Länder überwachen. Bei Zielabwei-
chungen sollte er das Recht haben, Kor-
rekturen einzufordern und bei deren 
Nichtbeachtung Sanktionen zu verhän-
gen. Das ist eine Institution, die wir auch 

benötigen, damit aus der derzeitigen 
Krise langfristig keine Eurokrise wird.  

 
Muss der Pakt grundlegend reformiert 
werden ? 

Er sollte inhaltlich komplett über-
arbeitet werden. So ist z.B. die Neuver-
schuldungsgrenze von 3 % obsolet. Wir 
müssen versuchen – wie in Deutschland 
– mit einer Schuldenbremse auf 0 % zu 
kommen. Die Länder sollten aufgefor-
dert werden, hinsichtlich ihrer Defizite 
nicht nur Dreijahrespläne vorzulegen, 
sondern längerfristige Konsolidierungs-
pläne, die beinhalten, wie die Defizite 
gänzlich getilgt und welche Ausgaben-
pfade eingeschlagen werden sollen.  

 
Missachtet wurde zuletzt auch die soge-
nannte Bail-out-Klausel des Maastricht-
Vertrags. Sie verbietet, dass einem Land, 
das in finanzielle Schwierigkeiten gerät, 
von anderen Euroländern geholfen wer-
den darf. Ist mit dem Präzedenzfall Grie-
chenland die Büchse der Pandora nun 
geöffnet?  

Die Märkte könnten jetzt durchaus da-
rauf spekulieren, dass auch anderen 
Ländern innerhalb der EU geholfen wer-
den muss. Es entstünde ein gewaltiges 
Risiko für den Euro. Das ist keine Panik-
mache, sondern eine sehr begründete 
Annahme, die jeder, der nahe an den Fi-
nanzmärkten operiert, nachvollziehen 
kann. Es war also richtig, dass die Politik 
mit entschiedener Hilfe den Euro stabili-
sieren will. 

 
Deutschland wird sich insgesamt mit ca. 
23 Mrd. € am Griechenland-Paket betei-

ligen. Wann wird der deutsche Steuer-
zahler zur Kasse gebeten? 

Für den deutschen Steuerzahler 
kommt es nur dann zu einer Belastung, 
wenn Griechenland nicht in vollem 
Umfang seine Schulden tilgen kann. 
Sollte nur teilweise getilgt und ein For-
derungsverzicht vereinbart werden, 
dann wird der Steuerzahler belastet. 
Wird hingegen vollständig zurück-
gezahlt, hat der deutsche Staat sogar ein 
Geschäft gemacht, weil seine Refinan-
zierung günstiger ist, als der Zins, den 
Griechenland an ihn zu zahlen hat. Ich 
glaube, eine 100%ige Rückzahlung ist 
durchaus erreichbar. 

 
Wären Sie überrascht, wenn zusätzliche 
Hilfspakete nötig werden? 

Ich hoffe sehr, so eine Überraschung 
nicht erleben zu müssen. Die Politik ist 
gefordert, mit den Märkten klar zu kom-
munizieren und unmissverständlich 
darzustellen, dass es im Fall Griechen-
land keinen Staatsbankrott geben wird. 
Es werden in ausreichendem Maße Mit-
tel zur Verfügung gestellt. Griechenland 
nimmt die richtigen und nötigen wirt-
schaftspolitischen Weichenstellungen 
vor. Und im Zusammenwirken dieser 
Kräfte sollten Investoren, die sich gegen 
Griechenland stellen, Verluste einfah-
ren. Dies muss den Märkten klar sein; 
dann werden die negativen Spekulanten 
auch vor anderen Ländern der Eurozone 
zurückschrecken.   D. W. HEUMANN 

 

Eine Vollversion des Interviews steht im In-

ternet: www.vdi-nachrichten.com/euroheise

„Der Maastricht-Vertrag 
gehört überarbeitet und 
Verletzer müssen schnel-
ler bestraft werden“
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